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Anmerkung: Es wird generell als Teil von Projekten mit thermischer Nutzung in 
Seen eine Seegrund- und Vegetationserhebung auf einer Uferdistanz von 
mindestens 100 m gefordert (siehe Kapitel 3.1), die benötigten Grundlagen 
zur Optimierung der Leitungsführung stehen damit bereits zur Verfügung.
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﻿Planung neue Anlage thermische Nutzung Oberflächengewässer 

Checkliste zur Berücksichtigung bzw. Erfüllung der ökologischen Vorgaben

A) Fassung und Rückgabe in See       JA ➞ siehe Vorgehen A1 (1)

B) Fassung und Rückgabe in Fluss JA ➞ siehe separates Vorgehen ▲

C) Fassung in See, Rückgabe in Fluss       JA ➞ siehe separates Vorgehen ▲

A1 Wird mit der Anlage die vom zuständigen Kanton geforderte minimale Ausbauleistung 
erreicht?

JA ➞ A2 NEIN ➞ A1a (2)

A1a ... Nutzungskreis vergrössern bis Vorgabe für minimale Leistung erfüllt ist

______________________________

A2 Ist das benötigte Energiepotenzial für das Gewässer noch verfügbar? JA ➞ A3 NEIN ➞ A2a (3)

A2a ... wenn der Plafond der maximalen Nutzung erreicht ist, kann das Projekt nicht 
bewilligt werden ➞ die Planung ist abzubrechen

(4)

______________________________

A3 Kann am vorgesehenen Standort der Wasserfassung bzw. der Wasserrückgabe bei ≥ 
25 m Wassertiefe die Beeinträchtigung von Schutzwerten und Aktivierung von Risiken 
ausgeschlossen werden? Gewässerraum am Ufer von ≥ 15 m für oberirdische 
Anlagenteile, Archäologische Fundstätte, Fischlaichgründe, Trinkwasserfassung, 
Altlasten (Deponien) auf dem Gewässergrund

JA ➞ A4 NEIN ➞ A3a (5)

A3a ... Standort der vorgesehenen Anlagenteile bzw. Wasserrückgabe ändern bis 
Schutzwerte nicht mehr beeinträchtigt bzw. Risiken nicht mehr aktiviert werden 
können, flexible Modellierung der Projektspezifikationen vorsehen (siehe Punkt A6)

______________________________

A4 Sind für eine Modellierung des Projektes die nötigen Grundlagen vorhanden, 
insbesondere Temperaturdaten?   ★

JA ➞ A6 NEIN ➞ A4a (5)

A4a ... eigene Messungen der Temperaturverhältnisse im Umfeld des Projektgebietes 
(insb. der Wasserrückgabe) über den Zeitraum von mindestens 1 Jahr planen

______________________________

A5 Liegt vom Projektgebiet als IST-Zustand (u.a. Grundlage für Monitoring) eine aktuelle 
Wasserpflanzenerhebung nach «Methode MESAV+» auf einer Uferlänge von 
100–200 m vor?   ★

JA ➞ A6 NEIN ➞ A5a (5) (6)

A5a ... entsprechende Untersuchung veranlassen, das Zeitfenster für diese Erhebungen 
sind Juli/August, falls die Leitung eingegraben wird, müssen diese Daten rechtzeitig 
zur Baueingabe zur Verfügung stehen

______________________________

A6 Modellierung der Auswirkungen der Anlage im Betrieb bei Wasserrückgabe (erwärmt 
/ abgekühlt) durchführen, Szenarien Sommer / Winter / Übergangszeit darstellen. 

Ist die Tiefe des Rückgabewassers auf >= 25 m festgelegt? Steigt das erwärmte 
Rückgabewasser nicht höher auf als 20 m Wassertiefe? Kann das 
Durchmischungsvolumen von 20 x 20 x 10 m für ΔT = 1° C eingehalten werden? Ist 
ein «Zirkelschluss» des genutzten Wassers auszuschliessen (auch Seeströmungen 
beachten)?

JA ➞ A7 NEIN ➞ A6a

A6a ... wenn Rückgabe auf mind. 25 m Wassertiefe nicht möglich
➞ zusätzliches gewässerökologische Gutachten einholen oder Wasserrückgabe in 
Fliessgewässer

 ... wenn warmes Wasser höher als auf 20 m Tiefe aufsteigt
➞ Wasserrückgabe tiefer legen, ΔT verkleinern, Durchmischung verbessern
 
... wenn Durchmischungsvolumen grösser als 20 x 20 x 10 m          
➞ Mischrohr vorsehen, ΔT verkleinern

... wenn immer noch grösser           
➞ zusätzliches gewässerökologisches Gutachten einholen

(7)

______________________________

A7 Erfolgt die Verlegung der Leitung mittels eines Bohrverfahrens mit definierter 
Austrittstelle der Fassung und Rückgabe?

JA ➞ ok NEIN ➞ A7a (8)

A7a ... die Leitungsführung erfolgt offenbar mit Eingrabung im Gewässergrund bis 
mindestens 10 m Wassertiefe. Hierzu werden die Daten der 
Wasserpflanzenerhebung benötigt, siehe Punkt A5 (Optimierung der 
Leitungsführung, Bemessung Ersatzbedarf, Einschätzung 
Wiederbesiedlungspotenzial). Einbezug allfälliger weiterer Schutzgüter, insbesondere 
Archäologische Fundstätten.
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 Anmerkungen:

▲

★

-1

-2

-3

-4

-5

-6

-7

-8

Die Checklisten bzw. Vorgehensweisen für die Nutzungstypen B) und C) sind analog des Beispiels A) anhand der im Bericht 
aufgeführten Vorgaben zu erstellen.

Für die Planung bzw. Baueingabe zeitlich sensitive Schritte, sie benötigen entweder eine grössere Vorlaufzeit 
(Temperaturmessung während mind. 1 Jahr) oder können nur zu einem bestimmten Zeitpunkt ausgeführt werden 
(Wasserpflanzenerhebung nur im Juli / August). 

Die Anlage wird kombiniert für Wärme-/Kältenutzung geplant (Ausbauziel für beide Nutzungsarten). Die Wasserrückgabe soll 
auf einer Tiefe von >= 25 m erfolgen. Dadurch wird verhindert, dass die sommerliche Temperaturschichtung sowie der 
Lebensraum der ab ca. 10 m–max. 20 m Tiefe vorkommenden und an gleichförmig kalte Verhältnisse adaptierten 
Wasserpflanzen durch erwärmtes Rückgabewasser beeinflusst wird. Die Lage der Wasserfassung wird projektspezifisch 
festgelegt. Die Rückgabe von abgekühltem Wasser (bei Wärmenutzung im Winter) wird als ökologisch eher unbedenklich 
beurteilt. 

Verschiedene Kantone geben für die Seewassernutzung pro Anlage eine minimale Ausbauleistung vor, damit im Endeffekt 
möglichst wenige, dafür grosse Anlagen realisiert werden und die «Anhäufung» von Leitungen vermieden werden kann (u.a. 
auch zur Vermeidung von gegenseitigen Störungen durch erwärmtes oder abgekühltes Rückgabewasser).

Für jedes Gewässer wird das nutzbare thermische Potenzial festgelegt (Vorgabe: maximale Temperaturveränderung von 0.5 
°C gegenüber den natürlichen Verhältnissen).

Falls mit dem Projekt der Plafond des nutzbaren Potenzials überschritten wird, könnte ggf. die Leistung reduziert werden. Dies 
bedingt jedoch die Zustimmung der zuständigen Behörde zur Unterschreitung der der minimalen Anlagengrösse.

Es ist bei den zuständigen kantonalen Stellen (Fischerei, Gewässerschutz, Naturschutz, Archäologie, Altlasten) nachzufragen, 
welche Daten bzw. welche Kenntnisse zum Projektgebiet vorhanden sind.

Die Daten der Seegrundverhältnisse, der Vegetation, Grossmuscheln und der Modellierung des fischökologischen Potenzials 
sollten nicht mehr als 5 Jahre zurückliegen.

Die aktuelle Bewilligungspraxis der Kantone favorisiert möglichst wenige, dafür grosse Anlagen. Bei sehr grossen Anlagen 
kann möglicherweise das Durchmischungsvolumen von 20 x 20 x 10 m nicht erfüllt werden. Grosse «Wärmekörper» behindern 
jedoch die freie Fischwanderung im Gewässer. Es ist zu nachzuweisen, dass wenige grosse Durchmischungszonen geringere 
Auswirkungen haben als mehrere kleine. Die Untergrenze des aufsteigenden Wassers von 20 m sollte auf jeden Fall 
eingehalten werden. Bei nicht zu vermeidenden Auswirkungen auf schutzwürdige Lebensräume (unter Abwägung aller 
Interessen) hat der Verursacher gem. NHG Art. 18 für besondere Massnahmen zu deren bestmöglichem Schutz, für 
Wiederherstellung oder ansonst für angemessenen Ersatz zu sorgen.

Mit der Eingrabung der Seewasserleitung in das Sediment wird temporär die Vegetation zerstört. Die 
Wasserpflanzenerhebung dient dazu, mit einer Optimierung der Leitungsführung den Verlust bezüglich Pflanzenmenge 
(Vegetationsdichte) und allfälliger gefährdeter Arten möglichst gering zu halten und die Wiederbesiedlung sicherzustellen. Ggf. 
müssen stark gefährdete Arten, insbesondere Grossmuscheln, vorgängig umgesiedelt werden. Sofern im vorgesehenen 
Grabungsbereich weitere Werte vorkommen, v.a. eine archäologisch bedeutende Fundstelle, muss ggf. auf eine Eingrabung 
generell verzichtet werden. Die Aspekte bevorzugte Fischlaich- bzw. Fischfanggründe müssen mit der zuständigen Fachstelle 
und dem Berufsfischer geklärt werden. Obwohl bei den Grabungsarbeiten die Schonzeiten (Anfang März–Ende Mai, Mitte 
November–Ende Dezember) eingehalten werden und der Eingriff der Eingrabung temporär ist, könnten die Auswirkungen als 
nicht tolerierbar eingeschätzt werden.
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Anhang 2 

Auswirkungen und Massnahmen betreffend seebürtige Artikel 
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Auswirkungen von Algen und anderen seebürtigen anorganischen oder organischen Par-

tikeln auf die Infrastruktur von thermischen Anlagen 

 

Partikel unterschiedlicher passiver oder aktiver Mobilität  

- Trübstoffe aus Zuflüssen, internen Rutschungen, Bergstürzen etc. 

- Kalkpartikel infolge biogener Entkalkung im Sonner (v.a. eutrophe Gewässer) 

- Abwasser (Entlastungen, Tiefenwassereinleitungen von ARA-Ausläufen) 

- Plankter (Phytoplankton, u.a. Kieselalgen; Zooplankton) 

- Süsswasserquallen 

- Süsswassergarnelen 

- Eisenbakterien (z. B. Leptothrix ochracea) 

- Brunnenfaden (Crenothrix polyspora) 

- Schwefelbakterien (z. B. Beggiatoa alba, Beggiatoa arachnoidea) 

-  Larven (Nauplien) der Wandermuscheln, Quaggamuscheln etc. 

 

Probleme bei technischen Anlagen 

- Ansaugkorb verstopft, Wasserdurchfluss nimmt ab 

- Filter verstopfen, häufige Rückspülungen, grössere Menge an Abwasser fallen an 

- Wärmetauscher verstopfen, Leistungsabfall 

- Weitere Anlagen wie Tossbecken, Leitungen können kontaminiert sein 

 

Massnahmen 

- Ansaugkorb regelmässig reinigen, Zugang ins Innere des Ansaugkorbes gewährleisten 

- Filter verstopfen sukzessive  automatische Rückspülung, Filtergut via Kanalisation entsor-

gen 

- Wärmetauscher reinigen, desinfizieren 

- Leitungen nicht mit Seewasser gefüllt über lange Zeit stehen lassen. Sonst erfolgt eine Sau-

erstoffzehrung und allenfalls ein Wachstum von z.B. Eisenbakterien. 

- Tossbecken reinigen und Entfernen des Schlicks/Schlammes, Desinfektion wenn Wander-

muscheln etc. vorhanden sind 

- Verhindern, dass von der Rückgabestelle Seewasser in Richtung Wärmetauscher und bis 

zum Ansaugkorb geführt werden kann (Umkehr des Wasserflusses zu Spülzwecken, Gefahr 

der Kontamination durch Wandermuscheln etc.) 

- Prüfen, ob Ersatzsysteme vorhanden sein müssen 

- generell Inspektionsöffnungen in allen Anlagen (vor allem Leitungen) vorsehen. Bei langen 

Leitungen gilt es vorgängig zu prüfen, wie diese Leitungen von Ablagerungen, Biofilmen, Be-

wuchs, Wandermuscheln etc. bei Bedarf effizient und ohne lange Stillstand gereinigt werden 

können (Roboter («Molch», Spülung, Desinfektion etc.). Ein Molch sollte an mehreren Orten 

in die Leitung eingeführt werden können, da diverse Schieber, Schleusen etc. keine Durch-

gängigkeit über die ganze Länge erlauben. «Parkplatz» für den Molch bei Nichtgebrauch so-

wie Schleuse(n) für das Ein- und Ausführen des Gerätes vorsehen. 
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- Materialisierung und Leitungsführung so wählen, dass Druckabfall möglichst klein bleib (be-

dingt geringe Reibung) 

- Unterscheidung in Sekundärkreislauf (Seewasser) und Primärkreislauf (Prozesswasser) 

-  Ablauf in die Kanalisation für Rückspülwasser, Desinfektionswasser etc. 
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Anhang 3 

Gesetze und Verordnungen 
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Bundesgesetze 

Gesetzliche Grund-

lage 

 

Bundesverfassung 

[1] 

­ Art. 75:  

Raumplanung: zweckmässige Nutzung und haushälterischer Um-

gang mit Boden 

­ Art. 76: 

Regelung der Nutzung und Schutz der Gewässer 

­ Art. 89: 

Die Kantone sind für Massnahmen zuständig, die den Energiever-

brauch in Gebäuden betreffen 

Gewäserschutzge-

setz GSchG [2] 

­ Art. 1: 

Erhaltung der natürlichen Lebensräume 

Sicherung der natürlichen Funktion des Wasserkreislaufs 

­ Art. 29-36:  

Sicherung angemessener Restwassermengen (wird relevant, 

wenn in Fliessgewässern zwischen Fassung und Rückgabe eine 

grössere Distanz besteht oder die Entnahme bzw. Rückgabe von 

Seewasser in einem Fliessgewässer zu massgeblichen Verände-

rungen des Abflussgeschehens führt) 

Gewässerschutzver-

ordnung GSchV [3] 

­ Anhang 1: 

Ökologische Ziele: Einhaltung naturnaher Temperaturverhältnisse 

­ Anhang 2: Konkretisierung naturnaher Temperaturverhältnisse, 

und thermischer Nutzung von Fliessgewässern 

­ Anhang 3: 

Anforderungen Rückgabe von Wasser aus Kühlanlagen 

Bundesgesetz über 

die Fischerei BGF 

[4] 

­ Art. 1: 

Schutz der Lebewesen und Lebensräume 

­ Art. 8: 

Bewilligungspflicht für thermische Nutzungen 

­ Art. 9: 

Definition von Massnahmen für Neuanlagen zum Erhalt günstiger 

Lebensbedingungen 

Bundesgesetz über 

den Natur- und Hei-

matschutz NHG [5] 

­ Art. 18 und 21: 

Schutz der einheimischen Tier- und Pflanzenwelt, vor allem Ufer-

bereiche inkl. Ufervegetationen, Riedgebiete 

Forderung nach Massnahmen bei nicht zu vermeidenden Beein-

trächtigungen 

Verordnung über 

den Natur- und Hei-

matschutz NHV [6] 

­ Art. 14: 

Schutz von Lebensraumtypen mit ihren Kennarten 

Bundesgesetz über 

die Raumplanung 

(RPG) [7] 

­ Art. 17: 

Schutzzonen 

­ Art. 22-24: 

Baubewilligung 

Energiegesetz EnG 

[8]  

­ Art 42:  

Kantone schaffen günstige Rahmenbedingungen für eine effizi-

ente Energienutzung und die Nutzung erneuerbaren Energien 
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­ Art. 48:  

Bund und Kantone fördern die Aus- und Weiterbildung der Perso-

nen, die mit den Aufgaben des Energiegesetzes betraut sind 

­ Art: 47:  

Die Kantone beraten die Öffentlichkeit und die Behörden 

CO2-Gesetz [9] ­ Art.9: 

Reduktion der CO2-Emissionen in der Gebäudeheizung und Be-

richterstattung gegenüber dem Bund 

 

Verantwortung der Kantone, Verordnungen, Label 

Gesetz, Verordnung, 

Label, Empfehlun-

gen 

Grundlage Stossrichtung und Auswirkung in 

den Kantonen/Gemeinden 

Energiegesetz ­ Bundesverfassung ­ Gesetzgebung im Gebäudebe-

reich ist an Kantone delegiert 

­ Verstärkte Nutzung von einhei-

mischen und erneuerbaren 

Energien 

­ Senkung des Energiever-

brauchs 

Verordnung über 

den Natur- und Hei-

matschutz  

­ Bundesgesetz über den Natur- 

und Heimatschutz  

­ Amtsstellen der Kantone sind 

für den Vollzug zuständig 

­ Verlangt den Schutz von schüt-

zenswerten Lebensräumen und 

Denkmälern 

Raumplanungsge-

setz  

­ Bundesverfassung ­ Kantonale Baugesetze und –

Verordnungen 

­ Schutz von sensiblen Gebieten 

MuKEn 2014  ­ Energiegesetz 

­ Fliesst in kantonale Energie-

gesetze ein 

­ Harmonisierung unter den 

Kantonen 

­ Konkretisiert Energieversor-

gung von Gebäuden 

­ Macht Energieträger ver-

gleichbar1  

­ Senkung des Energiever-

brauchs und Erhöhung des 

erneuerbaren Anteils2 

 

                                                
1 Strom hat den Gewichtungsfaktor 2, auch wenn es sich um erneuerbaren Strom handelt. Bei 
einer Jahresarbeitszahl einer Wärmepumpe von 2.5 ergibt sich ein nicht erneuerbarer Energiean-
teil von 80 %.  
2 In der Wärmeerzeugung sind maximal 90 % nicht erneuerbare Energieträger erlaubt. 
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Energiestadt ­ Label von EnergieSchweiz3 ­ Leistungsausweis für Gemein-

den 

­ Senkung des Energiever-

brauchs 

­ Fördert erneuerbare Verbundlö-

sungen 

­ Räumliche Energieplanung 

Minergie® ­ Verein mit dem höchsten Ener-

gie-Standard für Gebäude 

­ EnergieSchweiz strebt einen 

hohen Anteil an Minergie-Bau-

ten an 

 

­ Senkung des Energiever-

brauchs 

­ Abnahme des Wärmebedarfs 

KBOB  ­ Verordnung über das Immobili-

enmanagement und die Logis-

tik des Bundes VILB 

­ Minimierung des Energiever-

brauchs mit Priorisierung erneu-

erbarer Energien oder Abwärme 

­ Bei Nutzung von Oberflächen-

gewässern Priorisierung von 

Verbundlösungen mit hoher 

Leistung 

 
 

  

                                                
3 Das heutige Programm „EnergieSchweiz“ wurde 1990 vom Bundesrat als „Energie 2000“ ins 
Leben gerufen und fördert die Energieeffizienz sowie den Einsatz erneuerbarer Energien. 
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Anhang 4 

Gesetzliche Grundlagen im Bereich Ökologie 
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Gesetzliche Grundlagen Bereich «Ökologie» 

Hinsichtlich der Entnahme und Rückgabe von Wasser aus stehenden und fliessenden 

Gewässern zur Wärme- und Kältenutzung liegen diverse gesetzliche Anforderungen vor. 

Sie sind nachfolgend zusammengestellt, die Auswahl beschränkt auf die Annahme, dass 

das «genutzte» Wasser mit Ausnahme der Temperatur keine Veränderung erfährt, also 

keine Inhaltsstoffe zugesetzt oder entnommen werden und die vorhandenen Konzentra-

tionen, z.B. Sauerstoffgehalt oder DOC, gleich bleiben.  (1)  

Es ist festzuhalten, dass die thermische Veränderung der Gewässer gemäss Art. 4 Ge-

wässerschutzgesetz (GSchG) von 1991 rechtlich gesehen als «Verunreinigung» zu ver-

stehen ist. Es heisst darin in Art. 4, dass jede nachteilige physikalische, chemische oder 

biologische Veränderung des Wassers unter den Begriff der «Verunreinigung» fällt. 

 (1) Auf die «chemische» Gewässerqualität wird nicht eingegangen in der Annahme, dass das für Wärme- 

oder Kältegewinnung genutzte Wasser in seiner Beschaffenheit nicht verändert wird. Um dies sicherzustellen, 

soll das Seewasser stets nur mit einem Zwischenkreislauf eingesetzt werden. Ein Spezialfall würde die Ein-

bringung von nährstoffreichem Tiefenwasser in die euphotische (produktive) Zone eines stehenden Gewäs-

sers darstellen, was aber den ökologischen Zielen gem. Anhang 1 GSchV widersprechen würde. Eine Son-

derlösung muss ggf. für die Bekämpfung eines unerwünschten pflanzlichen oder tierischen Bewuchses an der 

Fassungs- oder Austrittsstelle oder in der Leitung selbst sowie dem Wärmetauscher getroffen werden. Hier 

kämen die Vorgaben gem. GSchV, Anh. 3.3 zum Tragen: Werden dem Kühlwasser Stoffe zugegeben, die 

Gewässer verunreinigen können (z.B. Biozide), sind für diese Stoffe Anforderungen an die Einleitung festzu-

legen. 

 

Gewässerschutzgesetz (GSchG) vom 24.1.1991, Stand 1.1.2017 

In einem übergeordneten Sinne verweist bereits der Zweck des Gewässerschutzgeset-

zes (GSchG) in Art. 1 darauf hin, dass (durch Eingriffe, Nutzungen, etc.) keine nachteili-

gen Einwirkungen auftreten dürfen.  

GSchG – Art. 1 Zweck 

Dieses Gesetz bezweckt, die Gewässer vor nachteiligen Einwirkungen zu schützen. 

Es dient insbesondere: 

a. der Gesundheit von Menschen, Tieren und Pflanzen; 

b. der Sicherstellung und haushälterischen Nutzung des Trink- und Brauchwassers; 

c. der Erhaltung natürlicher Lebensräume für die einheimische Tier- und Pflanzenwelt; 

d. der Erhaltung von Fischgewässern; 

e. der Erhaltung der Gewässer als Landschaftselemente; 

f. der landwirtschaftlichen Bewässerung; 

g. der Benützung zur Erholung; 

h. der Sicherung der natürlichen Funktion des Wasserkreislaufs. 

 

Im vorliegenden Kontext ist insbesondere die Formulierung «der Erhaltung natürlicher 

Lebensräume für die einheimische Tier- und Pflanzenwelt» sowie «der Sicherung der 

natürlichen Funktion des Wasserkreislaufs» relevant. Dieser Grundsatz ist in der Gewäs-

serschutzverordnung (GSchV) mit Ausführung zu den ökologischen Zielen konkretisiert. 
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In Anhang 1 wird dazu für oberirdische Gewässer (2) im Detail auf die Integrität der Le-

bensgemeinschaften hingewiesen.   

(2) Gesetzliche Vorgaben für Grundwassernutzung oder Einleitung von Drainagewasser aus Untertagebauten 

werden nicht berücksichtigt, die vorliegende Arbeit beinhaltet nur Kälte- und Wärmegewinnung aus  Oberflä-

chengewässern.  

 

GSchV – ANHANG 1: Ökologische Ziele für Gewässer 

1 Oberirdische Gewässer 

1 Die Lebensgemeinschaften von Pflanzen, Tieren und Mikroorganismen oberirdischer 
Gewässer und der von ihnen beeinflussten Umgebung sollen: 

a. naturnah und standortgerecht sein sowie sich selbst reproduzieren und regulieren; 

b. eine Vielfalt und eine Häufigkeit der Arten aufweisen, die typisch sind für nicht oder nur 
schwach belastete Gewässer des jeweiligen Gewässertyps. 

2 Die Hydrodynamik (Geschiebetrieb, Wasserstands- und Abflussregime) und die Mor-
phologie sollen naturnahen Verhältnissen entsprechen. Insbesondere sollen sie die Selbst-
reinigungsprozesse, den natürlichen Stoffaustausch zwischen Wasser und Gewässersohle 
sowie die Wechselwirkung mit der Umgebung uneingeschränkt gewährleisten. 

3 Die Wasserqualität soll so beschaffen sein, dass: 

a. die Temperaturverhältnisse naturnah sind; 

 

 

Bezüglich einer thermischen Nutzung der Gewässer ist insbesondere die Anforderung 

relevant, dass «die Temperaturverhältnisse» naturnah sein sollen. In Anhang 2 wird diese 

Forderung  unter dem Aspekt «Anforderungen an die Wasserqualität» relativ umfassend 

konkretisiert: 

 

GSchV – ANHANG 2: Anforderungen an die Wasserqualität 

1 Oberirdische Gewässer 

11 Allgemeine Anforderungen 

1 Die Wasserqualität muss so beschaffen sein, dass: 

b. Laichgewässer für Fische erhalten bleiben; 

f. Stoffe, die durch menschliche Tätigkeit ins Gewässer gelangen, die Fortpflanzung, Ent-
wicklung und Gesundheit empfindlicher Pflanzen, Tiere und Mikroorganismen nicht be-
einträchtigen.  (3) 

(3) Eine Temperaturänderung durch Kühl- oder Wärmenutzung ist analog dem Terminus «Stoffe, die durch 

menschliche Tätigkeit ins Gewässer gelangen» zu handhaben. 

 

12 Zusätzliche Anforderungen an Fliessgewässer 

3 Durch Wasserentnahmen, Wassereinleitungen und bauliche Eingriffe dürfen die Hydro-
dynamik, die Morphologie und die Temperaturverhältnisse des Gewässers nicht derart 
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verändert werden, dass dessen Selbstreinigungsvermögen vermindert wird oder die Was-
serqualität für das Gedeihen der für das Gewässer typischen Lebensgemeinschaften nicht 
mehr genügt. 

4 Die Temperatur eines Fliessgewässers darf durch Wärmeeintrag oder –entzug ge-
genüber dem möglichst unbeeinflussten Zustand um höchstens 3 °C, in Gewässerabschnit-
tender Forellenregion um höchstens 1,5 °C, verändert werden; dabei darf die Wassertem-
peratur 25 °C nicht übersteigen. Diese Anforderungen gelten nach weitgehender Durch-
mischung. 

13 Zusätzliche Anforderungen an stehende Gewässer 

1 Durch Terrainveränderungen (z.B. Ausbaggerungen, Verlagerung von Baggergut in-

nerhalb des Gewässers, Uferabgrabungen und -aufschüttungen, Uferbefestigungen und -

eindämmungen) dürfen die Morphologie und die Funktionen des Seebodens, die zur Er-

haltung der für das Überleben der Lebensgemeinschaften von Pflanzen, Tieren und Mik-

roorganismen genügenden Wasserqualität notwendig sind, nicht dauernd nachteilig ver-

ändert werden. 

2 Der Nährstoffgehalt darf höchstens eine mittlere Produktion von Biomasse zulassen; 

besondere natürliche Verhältnisse bleiben vorbehalten. 

3 Für Seen gilt ausserdem: 

a. Durch Seeregulierungen, Wassereinleitungen und -entnahmen, Kühlwassernutzung und 

Wärmeentzug dürfen im Gewässer die natürlichen Temperaturverhältnisse, die Nährstoff-

verteilung sowie, insbesondere im Uferbereich, die Lebens- und Fortpflanzungsbedingun-

gen für die Organismen nicht nachteilig verändert werden. 

 

 

In weiteren Anhängen der GSchV sind ergänzende Vorgaben enthalten, welche auch für 

die thermische Nutzung eine Relevanz aufweisen. Es geht dabei insbesondere um die 

Einleitung von Industrieabwasser in Gewässer, wo bezüglich Temperatur die allgemeine 

Anforderung «höchstens 30 °C» gilt sowie um die Rückgabe von Industrieabwasser bzw. 

Wasser aus Kühlanlagen in Gewässer.  (4)  

(4) Die thermische Veränderung der Gewässer stellt gemäss dem Gewässerschutzgesetz eine Verunreini-

gung dar und ist im weiteren Sinne als «verschmutztes Abwasser» zu handhaben. 

 

GSchV – ANHANG 3.3: Einleitung von anderem verschmutztem Abwasser in Gewässer 

2 Besondere Anforderungen 

21 Durchlaufkühlung 

1 Anlagen mit Durchlaufkühlung sind so zu planen und zu betreiben, dass die Wärme so-

weit möglich zurückgewonnen wird. 

2 Der Gelöste organische Kohlenstoff (DOC) darf im Kühlwasser um höchstens 5 mg/l 

DOC erhöht werden. 
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3 Werden dem Kühlwasser Stoffe zugegeben, die Gewässer verunreinigen können (z.B. 

Biozide), sind für diese Stoffe Anforderungen an die Einleitung festzulegen. 

4 Für Einleitungen in Fliessgewässer und Flussstaue gilt zudem: 

a. Die Temperatur des Kühlwassers darf höchstens 30 °C betragen; die Behörde kann 

kurzfristige, geringfügige Überschreitungen im Sommer zulassen. 

b. Die Aufwärmung des Gewässers darf gegenüber dem möglichst unbeeinflussten Zu-

stand höchstens 3 °C, in Gewässerabschnitten der Forellenregion höchstens 1,5 °C, be-

tragen; dabei darf die Wassertemperatur 25 °C nicht übersteigen. 

c. Das Einlaufbauwerk muss eine rasche Durchmischung gewährleisten. 

d. Das Gewässer darf nur so schnell aufgewärmt werden, dass keine nachteiligen Auswir-

kungen für Lebensgemeinschaften von Pflanzen, Tieren und Mikroorganismen entstehen. 

5 Für Einleitungen in Seen sind zusätzlich zu den Anforderungen nach den Absätzen 1–3 

die Einleitungsbedingungen, insbesondere die Temperatur des Kühlwassers,die Einlei-

tungstiefe und die Einleitungsart, entsprechend den örtlichen Verhältnissen im Einzelfall 

festzulegen. 

 

Im Gegensatz zu Fliessgewässern liegen für Seen keine näheren Angaben vor, in wel-

cher Art die Temperaturveränderung sein darf, sowohl was das gesamte Gewässer be-

trifft (nutzbarer Kälte- oder Wärmeinhalt), als auch bezüglich des Volumens mit einer de-

finierten Temperaturdifferenz zum Umgebungswasser bei der Rückgabestelle, damit 

keine nachteiligen Auswirkungen auf die Lebensgemeinschaften entstehen. Im Kapitel 

«Ökologische Anforderungen» werden dazu konkrete «Ableitungen» (Interpretationen) 

aus den in den gesetzlichen Grundlagen enthaltenen Vorgaben vorgenommen.  

 

Ein besonderer Aspekt der thermischen Nutzung in Fliessgewässern kommt dann zum 

Tragen, wenn die Entnahme- und Rückgabestelle nicht in kurzer Distanz zueinander ligen 

(wie dies in verschiedenen kantonalen Vorgaben empfohlen wird), sondern für eine be-

stimmte Fliessstrecke eine Restwassersituation entsteht. In einem solchen Fall muss mit 

der Einreichung eines Gesuches auch eine Restwasserbetrachtung bzw. ein Restwas-

serbericht gem. GSchG Art. 31–36 mitgeliefert werden. Als Grundlage dient die Weglei-

tung «Angemessene Restwassermengen – Wie können sie bestimmt werden?» (BUWAL 

– heute BAFU – 2000). Das Gleiche würde gelten, wenn durch eine Wasserentnahme in 

einem stehenden Gewässer die Wasserführung eines Fliessgewässers wesentlich ver-

ändert würde. Gemäss kantonalen Merkblättern soll nur aus Fliessgewässern mit mehr 

als 500 l/s Q347 Wasser für Wärme- oder Kühlanlagen genutzt werden. 

 

GSchG – Art. 29 Bewilligung 

Eine Bewilligung braucht, wer über den Gemeingebrauch hinaus: 

a. einem Fliessgewässer mit ständiger Wasserführung Wasser entnimmt; 

b. aus Seen oder Grundwasservorkommen, welche die Wasserführung eines Fliessgewäs-

sers mit ständiger Wasserführung wesentlich beeinflussen, Wasser entnimmt. 
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GSchG – Art. 30 Voraussetzungen für die Bewilligung 

Die Entnahme kann bewilligt werden, wenn: 

a. die Anforderungen nach den Artikeln 31–35 erfüllt sind; 

b. zusammen mit andern Entnahmen einem Fliessgewässer höchstens 20 Prozent der Ab-

flussmenge Q347 und nicht mehr als 1000 l/s entnommen werden; oder 

c. für die Trinkwasserversorgung im Jahresmittel einer Quelle höchstens 80 l/s, dem 

Grundwasser höchstens 100 l/s entnommen werden. 

GSchG – Art. 31 Mindestrestwassermenge 

1 Bei Wasserentnahmen aus Fliessgewässern mit ständiger Wasserführung muss die Rest-

wassermenge mindestens betragen: 

bis 60 l/s Abflussmenge Q347 50 l/s 

und für je weitere 10 l/s Abflussmenge Q347 8 l/s 

für 160 l/s Abflussmenge Q347 130 l/s 

und für je weitere 10 l/s Abflussmenge Q347 4,4 l/s mehr, 

für 500 l/s Abflussmenge Q347 280 l/s 

und für je weitere 100 l/s Abflussmenge Q347 31 l/s mehr, 

für 2500 l/s Abflussmenge Q347 900 l/s 

und für je weitere 100 l/s Abflussmenge Q347 21,3 l/s mehr, 

für 10 000 l/s Abflussmenge Q347 2 500 l/s 

und für je weitere 1000 l/s Abflussmenge Q347 150 l/s mehr, 

ab 60 000 l/s Abflussmenge Q347 10 000 l/s. 

2 Die nach Absatz 1 berechnete Restwassermenge muss erhöht werden, wenn folgende 

Anforderungen nicht erfüllt sind und nicht durch andere Massnahmen erfüllt werden kön-

nen: 

a. Die vorgeschriebene Wasserqualität der Oberflächengewässer muss trotz der 

Wasserentnahme und bestehender Abwassereinleitungen eingehalten werden. 

b. Grundwasservorkommen müssen weiterhin so gespiesen werden, dass die 

davon abhängige Trinkwassergewinnung im erforderlichen Ausmass möglich ist und der 

Wasserhaushalt landwirtschaftlich genutzter Böden nicht wesentlich beeinträchtigt wird. 

c. Seltene Lebensräume und -gemeinschaften, die direkt oder indirekt von der Art und 

Grösse des Gewässers abhängen, müssen erhalten oder, wenn nicht zwingende Gründe 

entgegenstehen, nach Möglichkeit durch gleichwertige ersetzt werden. 

d. Die für die freie Fischwanderung erforderliche Wassertiefe muss gewährleistet sein. 

e. Bei Fliessgewässern bis 40 l/s Abflussmenge Q347 unterhalb von 800 m ü. M., die als 

Laichstätten oder als Aufzuchtgebiete von Fischen dienen, müssen diese Funktionen wei-

terhin gewährleistet sein. 
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GSchG – Art. 32 Ausnahmen 

Die Kantone können in folgenden Fällen die Mindestrestwassermengen tiefer ansetzen: 

a.20 wenn die Abflussmenge Q347 des Gewässers kleiner als 50 l/s ist: auf einer Strecke 

von 1000 m unterhalb einer Wasserentnahme aus einem Gewässer, 

das höher als 1700 m ü. M. liegt, oder aus einem Nichtfischgewässer, das zwischen 1500 

und 1700 m ü. M. liegt; 

b. bei Wasserentnahmen aus Nichtfischgewässern bis zu einer Restwasserführung von 35 

Prozent der Abflussmenge Q347; 

bbis.21 auf einer Strecke von 1000 m unterhalb einer Wasserentnahme in Gewässerab-

schnitten mit geringem ökologischem Potenzial, soweit die natürlichen Funktionen des 

Gewässers nicht wesentlich beeinträchtigt werden; 

c. im Rahmen einer Schutz- und Nutzungsplanung für ein begrenztes, topographisch zu-

sammenhängendes Gebiet, sofern ein entsprechender Ausgleich durch geeignete Mass-

nahmen, wie Verzicht auf andere Wasserentnahmen, im gleichen Gebiet stattfindet; die 

Schutz- und Nutzungsplanung bedarf der Genehmigung des Bundesrates; 

d. in Notsituationen für befristete Entnahmen, insbesondere zur Trinkwasserversorgung, 

für Löschzwecke oder zur landwirtschaftlichen Bewässerung. 

GSchG – Art. 33 Erhöhung der Mindestrestwassermenge 

1 Die Behörde erhöht die Mindestrestwassermenge in dem Ausmass, als es sich aufgrund 

einer Abwägung der Interessen für und gegen die vorgesehene Wasserentnahme ergibt. 

2 Interessen für die Wasserentnahme sind namentlich: 

a. öffentliche Interessen, denen die Wasserentnahme dienen soll; 

b. die wirtschaftlichen Interessen des Wasserherkunftsgebiets; 

c. die wirtschaftlichen Interessen desjenigen, der Wasser entnehmen will; 

d. die Energieversorgung, wenn ihr die Wasserentnahme dienen soll. 

3 Interessen gegen die Wasserentnahme sind namentlich: 

a. die Bedeutung der Gewässer als Landschaftselement; 

b. die Bedeutung der Gewässer als Lebensraum für die davon abhängige Tierund 

Pflanzenwelt, samt deren Artenreichtum, namentlich auch für die Fischfauna, deren Er-

tragsreichtum und natürliche Fortpflanzung; 

c. die Erhaltung einer Wasserführung, die ausreicht, um die Anforderungen an die Was-

serqualität der Gewässer langfristig zu erfüllen; 

d. die Erhaltung eines ausgeglichenen Grundwasserhaushalts, der die künftige Trinkwas-

sergewinnung, die ortsübliche Bodennutzung und eine standortgerechte Vegetation ge-

währleistet; 

e. die Sicherstellung der landwirtschaftlichen Bewässerung. 

4 Wer einem Gewässer Wasser entnehmen will, unterbreitet der Behörde einen Bericht 

über: 
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a. die Auswirkungen unterschiedlich grosser Wasserentnahmen auf die Interessen an der 

Wasserentnahme, insbesondere auf die Herstellung von elektrischer Energie und deren 

Kosten; 

b. die voraussichtlichen Beeinträchtigungen der Interessen gegen eine Wasserentnahme 

und über mögliche Massnahmen zu deren Verhinderung. 

GSchG – Art. 34 Wasserentnahmen aus Seen und Grundwasservorkommen 

Wird einem See oder einem Grundwasservorkommen Wasser entnommen und dadurch die 

Wasserführung eines Fliessgewässers wesentlich beeinflusst, so ist das Fliessgewässer 

sinngemäss nach den Artikeln 31–33 zu schützen. 

GSchG – Art. 35 Entscheid der Behörde 

1 Die Behörde bestimmt im Einzelfall die Dotierwassermenge und die anderen Massnah-

men, die zum Schutz der Gewässer unterhalb der Entnahmestelle notwendig sind. 

2 Sie kann die Dotierwassermenge zeitlich unterschiedlich festlegen. Die Wassermenge 

nach den Artikeln 31 und 32 darf nicht unterschritten werden. 

3 Die Behörde hört vor ihrem Entscheid die interessierten Fachstellen und, bei Entnahmen 

für Anlagen zur Wasserkraftnutzung mit einer Bruttoleistung über 300 kW, 

den Bund an. 

GSchG – Art. 36 Kontrolle der Dotierwassermenge 

1 Wer einem Gewässer Wasser entnimmt, muss der Behörde durch Messungen 

nachweisen, dass er die Dotierwassermenge einhält. Ist der Aufwand nicht zumutbar, so 

kann er den Nachweis durch Berechnung der Wasserbilanz erbringen. 

2 Weist er nach, dass die zufliessende Wassermenge zeitweise geringer ist als die festge-

legte Dotierwassermenge, so muss er während dieser Zeit nur so viel Dotierwasser abge-

ben, wie Wasser zufliesst. 

 

Folgende weitere Gesetzeswerke sind für die thermische Nutzung von Bedeutung, indem 

zu spezifischen Organismengruppen ergänzende oder präzisierende Bestimmungen vor-

liegen und auch der Fall definiert wird, wenn sich die Beeinträchtigung eines Schutzgutes 

durch einen technischen Eingriff unter Abwägung aller Interessen (was für eine Anlage 

zur Kälte-/Wärmegewinnung zutreffen könnte) nicht vermeiden lässt.  

 

Bundesgesetz über die Fischerei (BGF) vom 21.6.1991, Stand 1.5.2017 

Im Zweck des Gesetzes in Art. 1 stehen allfällige Beanspruchungen eines Gewässers 

unter einem grundsätzlichen Vorbehalt, indem die natürliche Artenvielfalt und der Bestand 

einheimischer Fische, Krebse und Fischnährtiere sowie deren Lebensräume zu erhalten, 

zu verbessern oder nach Möglichkeit wiederherzustellen sind. 
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BGF – Art. 1 Zweck 

1 Dieses Gesetz bezweckt: 

a. die natürliche Artenvielfalt und den Bestand einheimischer Fische, Krebse und 

Fischnährtiere sowie deren Lebensräume zu erhalten, zu verbessern oder nach Möglich-

keit wiederherzustellen; 

b. bedrohte Arten und Rassen von Fischen und Krebsen zu schützen; 

c. eine nachhaltige Nutzung der Fisch- und der Krebsbestände zu gewährleisten; 

 

In Art. 8 wird für technische Eingriffe, worunter auch eine thermische Nutzung mit den 

erforderlichen Anlagen (Leitungen, Fassungs- und Rückgabebauwerk) fällt, eine Bewilli-

gung gefordert:  

 

BGF – Art. 8 Bewilligung für technische Eingriffe 

1 Eingriffe in die Gewässer, ihren Wasserhaushalt oder ihren Verlauf sowie Eingriffe in 

die Ufer und den Grund von Gewässern brauchen eine Bewilligung der für die Fischerei 

zuständigen kantonalen Behörde (fischereirechtliche Bewilligung), soweit sie die Interes-

sen der Fischerei berühren können. 

3 Eine Bewilligung brauchen insbesondere: 

a. die Nutzung der Wasserkräfte;  (5) 

c. Fluss- und Bachverbauungen sowie Uferrodungen;  (5) 

e. die Verlegung von Leitungen in Gewässer; 

f. maschinelle Reinigungsarbeiten in Gewässern;  (5) 

h. Wasserentnahmen; 

i. Wassereinleitungen; 

 

(5) Eine thermische Nutzung könnte im weiteren Sinne analog einer «Nutzung der Wasserkräfte» verstanden 

werden. Anlagenteile einer thermischen Nutzung könnten Auswirkungen wie eine Verbauung haben, allfällige 

landseitige Bauten sind u.U. mit einer Uferrodung verbunden. Der Unterhalt von Leitungen zur thermischen 

Nutzung könnte allenfalls unter maschinele Reinigungsarbeiten fallen 

 

In Art. 9 werden zusätzliche Massnahmen für Neuanlagen definiert, welche mindestens 

zum Teil auch für eine thermische Nutzung von Bedeutung sind: 

 

BGF – Art. 9 Massnahmen für Neuanlagen 

1 Die zur Erteilung der fischereirechtlichen Bewilligung zuständigen Behörden haben un-

ter Berücksichtigung der natürlichen Gegebenheiten und allfälliger anderer Interessen 

alle Massnahmen vorzuschreiben, die geeignet sind: 

a. günstige Lebensbedingungen für die Wassertiere zu schaffen hinsichtlich: 
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1. der Mindestabflussmengen bei Wasserentnahmen, 

5. der Wassertiefe und -temperatur, 

6. der Fliessgeschwindigkeit; 

b. die freie Fischwanderung sicherzustellen; 

c. die natürliche Fortpflanzung zu ermöglichen; 

d. zu verhindern, dass Fische und Krebse durch bauliche Anlagen oder Maschinen getötet 

oder verletzt werden. 

2 Lassen sich bei den vorgesehenen Eingriffen in die Gewässer, ihren Wasserhaushalt 

oder ihren Verlauf sowie bei Eingriffen in die Ufer und den Grund von Gewässern keine 

Massnahmen finden, die schwerwiegende Beeinträchtigungen von Interessen der Fische-

rei im Sinne von Artikel 1 verhindern können, so muss nach der Abwägung der Gesamtin-

teressenlage entschieden werden. 

3 Massnahmen nach Absatz 1 müssen bereits bei der Projektierung der technischen Ein-

griffe vorgesehen werden. 

 

Natur- und Heimatschutzgesetz (NHG) vom 1.7.1966, Stand 1.5.2017 

Auch im Natur- und Heimatschutzgesetz (NHG) bzw. der dazugehörigen Verordnung 

(NHV) sind für eine thermische Nutzung relevante Bestimmungen und Vorgaben enthal-

ten. Es geht in einem übergeordneten Sinne ebenfalls um den integralen Schutz von Or-

ganismen und Lebensräumen, welche durch Bauten, Anlagen oder anderweitige Bean-

spruchung beeinträchtigt oder gefährdet sein könnten. Der Lebensraumtyp «Uferbe-

reich» sowie die Vegetationsform «Ufervegetation, inkl. Wasserpflanzen bzw. Wasser-

pflanzengesellschaften» werden darin explizit aufgeführt. Sie können bei bei einer Kälte- 

oder Wärmenutzung sowohl baulich als auch betrieblich betroffen sein. 

 

NHG – Art. 18 (Schutz der einheimischen Tier- und Pflanzenwelt) 

1 Dem Aussterben einheimischer Tier- und Pflanzenarten ist durch die Erhaltung 

genügend grosser Lebensräume (Biotope) und andere geeignete Massnahmen entgegen-

zuwirken. Bei diesen Massnahmen ist schutzwürdigen land- und forstwirtschaftlichen In-

teressen Rechnung zu tragen. 

1bis Besonders zu schützen sind Uferbereiche, Riedgebiete und Moore, seltene Waldge-

sellschaften, Hecken, Feldgehölze, Trockenrasen und weitere Standorte, die eine ausglei-

chende Funktion im Naturhaushalt erfüllen oder besonders günstige Voraussetzungen für 

Lebensgemeinschaften aufweisen. 

1ter Lässt sich eine Beeinträchtigung schutzwürdiger Lebensräume durch technische Ein-

griffe unter Abwägung aller Interessen nicht vermeiden, so hat der Verursacher für be-

sondere Massnahmen zu deren bestmöglichem Schutz, für Wiederherstellung oder ansonst 

für angemessenen Ersatz zu sorgen. 
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Art. 18b – 1 Die Kantone sorgen für Schutz und Unterhalt der Biotope von regionaler und 

lokaler Bedeutung. 

 

NHG – Art. 21 (Schutz der einheimischen Tier- und Pflanzenwelt) 

1 Die Ufervegetation (Schilf- und Binsenbestände, Auenvegetationen sowie andere 

natürliche Pflanzengesellschaften im Uferbereich (6) ) darf weder gerodet noch über-

schüttet noch auf andere Weise zum Absterben gebracht werden. (6)  

(6) inkl. Wasserpflanzen; «Absterben» ist als maximale Stufe einer «nachteiligen Veränderung» gem. GSchV 

Anh. 1 zu verstehen 

 

NHG – Art. 22 (Schutz der einheimischen Tier- und Pflanzenwelt) 

1 Die zuständige kantonale Behörde kann für das Sammeln und Ausgraben geschützter 

Pflanzen und das Fangen von Tieren zu wissenschaftlichen sowie zu Lehr- und Heilzwe-

cken in bestimmten Gebieten Ausnahmen gestatten. 

2 Sie kann die Beseitigung der Ufervegetation in den durch die Wasserbaupolizei- oder 

Gewässerschutzgesetzgebung erlaubten Fällen für standortgebundene Vorhaben bewilli-

gen.65 

 

NHV – 3. Abschnitt: Schutz der einheimischen Pflanzen- und Tierwelt 

Art. 14 Biotopschutz 

1 Der Biotopschutz soll insbesondere zusammen mit dem ökologischen Ausgleich (Art. 15) 

und den Artenschutzbestimmungen (Art. 20) den Fortbestand der wildlebenden einheimi-

schen Pflanzen- und Tierwelt sicherstellen. 

2 Biotope werden insbesondere geschützt durch: 

a. Massnahmen zur Wahrung oder nötigenfalls Wiederherstellung ihrer Eigenart und bi-

ologischen Vielfalt; 

b. Unterhalt, Pflege und Aufsicht zur langfristigen Sicherung des Schutzziels; 

c. Gestaltungsmassnahmen, mit denen das Schutzziel erreicht, bestehende Schäden beho-

ben und künftige Schäden vermieden werden können; 

d. Ausscheidung ökologisch ausreichender Pufferzonen; 

e. Erarbeitung wissenschaftlicher Grundlagen. 

3 Biotope werden als schützenswert bezeichnet aufgrund: 

a. der insbesondere durch Kennarten charakterisierten Lebensraumtypen nach Anhang 1; 

b. der geschützten Pflanzen- und Tierarten nach Artikel 20; 

c. der nach der Fischereigesetzgebung gefährdeten Fische und Krebse; 
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d. der gefährdeten und seltenen Pflanzen- und Tierarten, die in den vom BAFU erlassenen 

oder anerkannten Roten Listen aufgeführt sind; 

e. weiterer Kriterien, wie Mobilitätsansprüche der Arten oder Vernetzung ihrer Vorkom-

men. 

4 Die Kantone können die Listen nach Absatz 3 Buchstaben a–d den regionalen Gegeben-

heiten anpassen. 

5 Die Kantone sehen ein zweckmässiges Feststellungsverfahren vor, mit dem möglichen 

Beeinträchtigungen schützenswerter Biotope sowie Verletzungen der Artenschutzbestim-

mungen des Artikels 20 vorgebeugt werden kann. 

6 Ein technischer Eingriff, der schützenswerte Biotope beeinträchtigen kann, darf nur be-

willigt werden, sofern er standortgebunden ist und einem überwiegenden Bedürfnis ent-

spricht. Für die Bewertung des Biotops in der Interessenabwägung sind neben seiner 

Schutzwürdigkeit nach Absatz 3 insbesondere massgebend: 

a. seine Bedeutung für die geschützten, gefährdeten und seltenen Pflanzen- und Tierarten; 

b. seine ausgleichende Funktion für den Naturhaushalt; 

c. seine Bedeutung für die Vernetzung schützenswerter Biotope; 

d. seine biologische Eigenart oder sein typischer Charakter. 

7 Wer einen Eingriff vornimmt oder verursacht, ist zu bestmöglichen Schutz-, Wiederher-

stellungs- oder ansonst angemessenen Ersatzmassnahmen zu verpflichten. 

 

Art. 20 Artenschutz 

1 Das unberechtigte Pflücken, Ausgraben, Ausreissen, Wegführen, Anbieten, Verkaufen, 

Kaufen oder Vernichten, insbesondere durch technische Eingriffe, von wildlebenden 

Pflanzen der im Anhang 2 aufgeführten Arten ist untersagt. 

2 Zusätzlich zu den im Bundesgesetz vom 20. Juni 1986 über die Jagd und den Schutz 

wildlebender Säugetiere und Vögel genannten gelten die wildlebenden Tiere der im An-

hang 3 aufgeführten Arten als geschützt. Es ist untersagt, Tiere dieser Arten 

a. zu töten, zu verletzen oder zu fangen, sowie ihre Eier, Larven, Puppen, Nester oder 

Brutstätten zu beschädigen, zu zerstören oder wegzunehmen; 

3 Die zuständige Behörde kann zusätzlich zu den Ausnahmebewilligungen nach Artikel 22 

Absatz 1 NHG weitere Ausnahmebewilligungen erteilen, 

a. wenn dies der Erhaltung der biologischen Vielfalt dient; 

b. für technische Eingriffe, die standortgebunden sind und einem überwiegenden 

Bedürfnis entsprechen. Ihr Verursacher ist zu bestmöglichen Schutz- oder ansonst ange-

messenen Ersatzmassnahmen zu verpflichten. 

4 Die Kantone regeln nach Anhören des BAFU den angemessenen Schutz der im Anhang 

4 aufgeführten Pflanzen- und Tierarten. 
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NHV – ANHANG 1: Liste der schützenswerten Lebensraumtypen  

(Auswahl: Seen, Seeufer) 

Quellfluren, Gewässer, Uferbereiche, Verlandungsgesellschaften und Flachmoore (u.a. 

Armleuchteralgenrasen, Laichkrautgesellschaften, Wasserlinsengesellschaften, Seerosen-

gesellschaften, Strandlingsgesellschaften, Stillwasser-Röhricht, Landschilf-Röhricht, 

Gross- und Kleinseggenrieder, ...) 

 

NHV – ANHANG 2: Liste der geschützten Pflanzen  

(... darunter solche, welche durch Bau und Betrieb einer Seewassernutzung betroffen 

sein könnten) 

 

NHV – ANHANG 3: Liste der geschützten Tiere 

(... darunter solche, welche durch Bau und Betrieb einer Seewassernutzung betroffen 

sein könnten) 

 

NHV – ANHANG 4: Liste der kantonal zu schützenden Arten 

(... darunter solche, welche durch Bau und Betrieb einer Seewassernutzung betroffen 

sein könnten) 


